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Gesetzestextauszüge zur Satzung Parkinsel  
 
 

Zu Ziffer 2 Nr. 4 
 
§ 2 Kindertagesstättengesetz Rheinland-Pfalz 
 
§ 2 Grundsätze der Erziehung, Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten 
(geändert durch LKindSchuG vom 7. März 2008)  
 
(1) Kindertagesstätten sollen die Gesamtentwicklung des Kindes fördern und durch 
allgemeine und gezielte erzieherische Hilfen und Bildungsangebote sowie durch 
differenzierte Erziehungsarbeit die körperliche, geistige und seelische Entwicklung des 
Kindes anregen, seine Gemeinschaftsfähigkeit fördern und soziale Benachteiligungen 
möglichst ausgleichen. Hierzu ist die Beobachtung und Dokumentation der kindlichen 
Entwicklungsprozesse unter Beachtung der trägerspezifischen Konzeption und des 
Datenschutzes erforderlich. Diese sind zugleich Grundlage für Entwicklungsgespräche mit 
den Eltern.  
 
(2) Die Tagesbetreuung von Kindern soll sich an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer 
Familien orientieren. Kindertagesstätten sollen mit den Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten bei der Erziehung des Kindes zusammenarbeiten und mit ihnen 
erzieherische Probleme und Bedürfnisse des Kindes erörtern. Sie sollen auf die 
Inanspruchnahme notwendiger Hilfen auch in Fällen von Vernachlässigung, Misshandlung 
oder sexuellem Missbrauch von Kindern hinwirken und dabei mit den Jugendämtern und 
sonstigen geeigneten Stellen vertrauensvoll zusammenarbeiten.  
 
(3) Kindertagesstätten haben auch die Aufgabe, bei der Früherkennung von 
Entwicklungsrückständen und Behinderungen mitzuwirken. Für die gemeinsame Erziehung 
behinderter und nichtbehinderter Kinder soll eine ausreichende Anzahl geeigneter Plätze in 
Kindertagesstätten vorhanden sein; die Plätze sollen auch  
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik so weit wie möglich  
barrierefrei im Sinne des § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung behin-  
derter Menschen gestaltet sein.  
 
 
 

Zu  Ziffer 2 Nr. 6 
 

§ 31a BGB 

Haftung von Vorstandsmitgliedern 

(1) Ein Vorstand, der unentgeltlich tätig ist oder für seine Tätigkeit eine Vergütung erhält, die 

500 Euro jährlich nicht übersteigt, haftet dem Verein für einen in Wahrnehmung seiner 

Vorstandspflichten verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder grober 

Fahrlässigkeit. Satz 1 gilt auch für die Haftung gegenüber den Mitgliedern des Vereins. 

(2) Ist ein Vorstand nach Absatz 1 Satz 1 einem anderen zum Ersatz eines in Wahrnehmung 

seiner Vorstandspflichten verursachten Schadens verpflichtet, so kann er von dem Verein die 

Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich 

oder grob fahrlässig verursacht wurde. 



Zu Ziffer 4 Abs. 2 
 

§ 73 

Unterschreiten der Mindestmitgliederzahl 

Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab, so hat das Amtsgericht auf Antrag des 

Vorstands und, wenn der Antrag nicht binnen drei Monaten gestellt wird, von Amts wegen 

nach Anhörung des Vorstands dem Verein die Rechtsfähigkeit zu entziehen. 

 
 

Zu Ziffer 16 Nr. 2 

§ 45 

Anfall des Vereinsvermögens 

(1) Mit der Auflösung des Vereins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit fällt das 

Vermögen an die in der Satzung bestimmten Personen. 

(2) Durch die Satzung kann vorgeschrieben werden, dass die Anfallberechtigten durch 

Beschluss der Mitgliederversammlung oder eines anderen Vereinsorgans bestimmt werden. 

Ist der Zweck des Vereins nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet, so kann 

die Mitgliederversammlung auch ohne eine solche Vorschrift das Vermögen einer 

öffentlichen Stiftung oder Anstalt zuweisen. 

(3) Fehlt es an einer Bestimmung der Anfallberechtigten, so fällt das Vermögen, wenn der 

Verein nach der Satzung ausschließlich den Interessen seiner Mitglieder diente, an die zur 

Zeit der Auflösung oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit vorhandenen Mitglieder zu 

gleichen Teilen, anderenfalls an den Fiskus des Landes, in dessen Gebiet der Verein seinen 

Sitz hatte. 

 
 
 
 
 
 
 
 


